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15. 5. 1975 155/A 

Antrag 
der Abgeordneten Probst, Robert Weisz, Dr. Koren, Peter, Dr. Broesigke, Dr. Fiedler, 
Dr. Heinz Fischer, Dr. Gruber und Genossen 

betreffend den Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1929 geändert wird 

Der Natlionak:l!t wone beschlioeßen: 

Bundesverfassungsgesetz vom XXXX 
XXXXXXXXX, mit dem das Bundes-Ver­
fassungsgesetz in der Fassung von 1929 ge­

ändert wird 

Der Nationalnt hat beschlos~en: 

Artikel I 

Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fa~sung 
von 1929 wi'rd geändel"lt wie folgt: 

1. Art. 28 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 5 und Abs. 6 
haben zu lauten: 

,,(1) Der Bundespräsident beruft den 
Nationalrat in jedem Jahr zu einer ordent­
lichen Tagung ein, dile flIicht vor dem 15. Septem­
ber heginn'en 'lind nicht läng,er als bis zum 15. Julli 
des folgenden Jahres währen soll. 

(2) Der Bundespräsident kann den National­
rat auch zu außerordentlichen Tagungen einbe­
rufen. Wenn es die Bundesregierung oder min­
destens ein Drittel der Mitglieder des National­
rates oder der Bundesrat verlangt, ist der Bun­
despräsident verpflichtet, den Nationalrat zu einer 
außerordentlichen Tagung einzuberufen, und 
zwar so, daß der Nationalrat spätestens binnen 
zwei Wochen nach Eintreffen des Verlangens beim 
Bundespräsidenten zusammentritt. Zur Ein­
berufung einer außerordentlichen Tagung auf An­
trag von Mitgliedern des Nationalrates oder auf 
Antrag des Bundesrates ist ein Vorschlag der 
Bundesregierung nicht erforderlich. 

(5) Innerhalb ein.er Tagung beruft der Präsident 
des N:l!üionalratesdie eunzelnen Sitzung,en ein. 
Wenn ~n:nerhalh ·einer Tagung weni,&sltens ein 
Viel1td der M~tgl,ieder des N a·tUonalutes oder die 
Bundesregi,erung ,es verlangt, ist der Präsident 
verpflichtet, eine S~tzung einzuberufen, und zwar 
so, daß der N aotional:rat späjtestens bbnnen fünf 

Tagen nach EiIl!tr,effen des Verlangens beim Präsi­
denten zusammentl1i,t;t. 

(6) Für den FaH, daß die gewählten Prä:>identen 
des Na·tionaLra:tes 'an der Ausübung 1hres Amtes 
verhindert oder deren Kmter 'erledigt sind, hat 
das BundesgeSietz über die Geschäftsol'dnung des 
N:l!tionalrates Sonderbestimmungen über die Ein­
berufung des Nationalrates zu tl"leff·en." 

2. Art. 31 hat zu lauten: 

"Artikel 31. Zu e~nem B,eschluß des National­
ra;ües ,ist, ,soWieit in dies,em Ge~etz nicht anderes 
bestimmt oder im Bundesgesetz über die Ge­
schäftsordnung des NallionalraJtes für einzelne An­
gdegenhei1t,en nicht anderes f'es'tgeLegt 1st, die 
Anwesenheit von mindesitens ,einem Driotel der 
Mitglieder und diJe unbedingte Mehrheit der ab­
g'egebenen Stimmen ,erforderlich." 

3. Art. 53 hat zu lauten: 

"Artikel 53. (1) Der NationaJlrat kann durch 
Besdlluß Untersuchungsaus5chüs~eeirusetzen. 

(2) Die nähel1e Regelung hinsichtlich der Ein­
setzung und des Verfahrens von Untersuchungs­
ausschüs~en wiud durch das Bundesg,esetz über 
d1e Geschäftsordnung des Nationalrates ,getrof­
fen. 

(3) Die Ger:ichte und alle anderen ß.ehörden 
sind v,erpflichtet, dem Ersuchen dies,er Ausschüsse 
um ß.ewcis1erhebungen Folge zu Leistlen; alle 
öff·entlich,en Kmter haben auf Verlangen ihre 
Akten vorzulegen," 

4. Art. 55 h:l!t zu laUtlen: 

"Artikel 55. (1) Der Nationalnt wähk aus 
seiner Mi,tlte nach dem Grundsatz der Verhähruis­
wahl den Hauptausschuß; durch Bundesgesetz 
kann fo~tg;esetzt w,erden, ·daß bestimmte V,erord­
nungen der Bundes'neg,1er-ung ode,r eitrues Bundes­
mi'flIi:>ters des Einv,el1nehmen<S mi<t dem Hauptaus-
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schuß bedürfen sowie daß dem Hauptausschuß 
von seiten der Bundesregierung oder eines Bun­
desmrniS1bel"S B,ericht'e zu erstatten rund. Der 
Hauptauslschuß ist auch außerhalb der Tagung,en 
des NationaLrates (Artikel 28) ,einzubteruf'en, wenn 
sich die Notwendigkeit hi,ezuergibt. 

(2) Der Hauptauss~uß wähLt aus seiner Minoe 
einen .ständig,en UntterauSischuß, dem dj'e in dies,em 
Gesetz vorges,ehenen BefugnissIe obliegen. Die 
Wahl erfolgt nach dem Grundsatz der Verhält­
niswahl; bei Bedamnnahme auf dj.eslen Grundsattz 
muß jedoch dem Unterallsschuß mindestens ein 
Mitglied jeder im Hauptausschuß vertreten'en Par­
tei angehören. Das Bundesgesetz üherdie Ge­
schäftsordnung des Nationalfa'tes hat Vorsorge 
zu tr,effen, daß der ständige Unterausschuß jeder­
zeit einberuf.en werden und zl1.lJsammentreten 
kann. Wrr,d der Nationalr~t nach Artikel 29 
Absatz 1 vom Bundesprä.s,j.dentlen auf~el&t, so 
obliegt dem ständigen Unterausschuß d~e MiJt­
wj'rkung an der Vollz'~ehung, ·dLe nach d,ies,em 
Gesetz so,mt dem Nallionaclrat (Hauptausschuß) 
zusteht." 

5. Art. 70 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Wird vom Bundespräsidenten eine neue 
Bundesregierung zu einer Zeit bestellt, in welcher 
der Nationalrat nicht tagt, so hat er den Natio­
nalrat zum Zweck der Vorstellung der neuen 
Bundesregierung zu einer außerordentlichen 
Tagung (Artikel 28 Absatz 2) einzuberufen, und 
zwar so, daß der Nationalrat binnen einer Woche 
zusammentritt. " 

6. Art. 75 hat zu lauten: 

"Artikel 75. Die Mi:tglieder der Bundesregie­
rung sowie die Staatssekretäre sind berechtigt, an 
allen Verhandlungen des Nationalrates, des Bun­
desrates und der Bundesversammlung sowie der 
Ausschüsse (Unterausschüsse) dieser Vertretungs­
körper teilzunehmen, jedoch an Verhandlungen 
des ständigen Unterausschusses des Hauptaus­
schusses und der Untersuchungsausschüsse des Na­
tionalrates nur auf besondere Einladung. Sie 
haben nach den näheren Bestimmungen des Bun­
desgesetzes über die Geschäftsordnung des Natio­
nalrates sowie der Geschäftsordnung des Bundes­
rates das Recht, auf ihr Verlangen jedesmal ge­
hört zu werden. Der Nationalrat, der Bundesrat 
und die Bundesversammlung sowie deren Aus­
schüsse (Unterausschüsse) können die Anwesen­
heit der Mitglieder der Bundesregierung verlan­
gen und diese um die Einleitung von Erhebungen 
ersuchen." 

7. Nach Art. 123 ist ein neuer Art. 123 a mit 
foLgendem Wortlaut einzufügen: 

"Artikel 123 a. (1) Der P.räsident und der 
Vizepräsidem des Rechnungshofes sind berech­
tigt, an den Verhandlung,en überdre B,e1"ichte 
des R,echnungshofes, die BundeSlrechnungsab-

schlüss,e und die den Rechnungshof betl1eff·enden 
Kapitel des Entwurfes des Bundesfinanzgesetzes 
im Nationalrat sowie j'n seinen Ausschüssen 
(Ulltterau~schüss'en) teilzunehmen. 

(2) Der Präsident des Rechnung:.hof.es hat nach 
den ·näheren Be~timmunfien des BUlndesges,et2JeS 
überrue Geschäftsordnung des NationalratJes das 
Recht, auf sein Verlangen in den Verhandlungen 
zu den ,in Absatz 1 angeführten Gegenständen 
jedesmal g·ehö1"t zu werden." 

8. Art. 124 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Der Präsident des R,echnungshofes wird 
im Falle ~einer Verhinderung vom V~zepräSli.d,en­
ten und, wenn auch di'eser verhindertt ,ist, von 
dem rangältJe.sten Bteamtcm des Rechnungshofes 
vertret'en. Dies gilt auch, wenn das Amt des 
Präsidenten 'el"ledigt 1st. Dj;e Stellv,ertretung des 
Präsidenten des Rechnungshofes im Nationalrat 
wird durch das Bundesg.e&etz ijber di'e Geschäfu;­
or:dnung des Nanionalrates hescimmt." 

9. Abs. 126 b Abs. 4 hat zu lauten: 

,,( 4) Der Rechnungshof hat auf Beschluß des 
NationaIrates oder auf Verlal1Jg'en von Mitglie­
dern des Nationa1r3!oe5 in seinen W.~rkungsbereich 
faUende besonder,e Akte der Geba'fUn~üherprü­
fung durchzufühnen. Die nähere R'egelul1Jg wi:rd 
durch das BUindesgesetz üher die Geschäftsord­
nung des Na,eionaIr<lites getroffen. Desgleichen hat 
der Rechnungshof auf begründe~es Erwch'en .der 
Bundesregierung oder eines Bundesrninis,ters 
solch'e Akte durchzuführen und das Ergebnis der 
ersuchenden SveUe mitzuteilen." 

10. Art. 126 d hat zu lauten: 

"Artikel 126 d. (1) Der Rechnungshofersta'ttet 
dem Nationalut über seine Tätigkei.t tim VOtfaUS­

gegangenen Jahr spiiteSltens bis 15. Okttoher jeden 
Jahr:es Bericht. überdies kann der Riechnungshof 
über einzelne Wahrnehmungen jederneit wnter 
allfälligJer Antragstellung an den NationaLnat be­
l'ichten. Der R,edmungshof hat jeden ß.er~cht 
gleichzei'nig mBt der Vorlag,e an den NattiOtnalrat 
dem BundeskanzLer mitZUIteilen. Der Jahr;estät:i.g­
kei·tshericht des Rechnungshofes is,t zu veröffent­
lichen; eine V,eröffentl~chung ~eines Inhaltes darf 
jedoch nich,t vor ß.eginn der B,eratung im Na,tio­
na,lrat erfolgen. 

(2) Für die Verhandlung der Berichte des Riech­
nungshofes wird im N~tionalra.t emSltändiger 
Ausschuß e.Lngesetzt. Bei .der Eirwetzung wt der 
Grundsatz der Verhältniswahl einzuhalten!' 

11. Art. 140 Abs. 1 und Abs. 2 haben zu 
lauten: 

,,(1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt 

über Verfassungswidrigkeit eines Bundes- oder 
Landesgesetzes auf Antrag des Obersten Ge-
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riclltshofes oder des Verwaltungsgerichtshofes, so­
fern ein solches Gesetz die Voraussetzung eines 
Erkenntnisses des antrags tell enden Gerichtshofes 
bildet, ferner von Amts wegen dann, wenn ein 
soldies Gesetz die Voraussetzung für ein Er­
kenntnis des Verfassungsgerichtshofes selbst bil­
det; 

über Verfassungswidrigkeit von Landesgesetzen 
auch auf Antrag der Bundesregierung; 

über Verfassungswidrigkeit von Bundesgesetzen 
aueh auf Antrag einer Landesregierung oder eines 
Drittels der Mitglieder des Nationalrates. 

3 

12. In Art. 141 ist ein neuer Abs. 2 mit folgen­
dem Wortlaut einzufüg,en: 

,,(2) Wird einer Anf,echtung g,emäß Absa;tz 1 
Lvt. a stattg,egeben und dadurdl ,he 't!eilweise oder 
gänzlime Wi'ederholung der Wahl des National­
rat!es oder eines Landtages erforo,erlich, so verlie­
ren die hetroffenen Mrtg1ieder dies,es Vertretungs­
körpers ,ihr Mand:l!t ,im Zeitpunkt der Obel1nahme 
desselben durch jene Mitglieder, die bei der in­
nerhalb von 100 Tagen nach der Zustellung des 
Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes durch­
zuführenden Wiederholungswahl gewählt wur-
d " -en. 

(2) Der im Absatz 1 erwähnte Antrag kann Der bishenige Abs. 2 erhält die Bez,eichnung 
jederzeit gestellt werden; er ist vom Antragsteller, Abs. 3. 
sofort der zuständigen Landesregierung oder der 
Bundesregierung bekanntzugeben. Die nähere Re­
gelung hinsidltlich des Antrages eines Drittels 
der Mitglieder des Nationalrates trifft das Bun­
desgesetz über die Geschäftsordnung des Natio­
nalra tes. " 

Artikel II 
(1) Dreses Bundesv,erfassungs~esetz 'tritt mit 

1. Oktober 1975 lin Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bunclesverfas­
sungsgesetzes ist di'e Bundesregierung betraut. 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag einer ersten Lesung zu unterziehen und 
sodann dem Verfassungsaussdmß zuzuweisen. 

Erläuterungen 

Zu Art. I Z. 1 (Art. 28 Abs. 1, 2,5 und 6 B-VG): 

Anstelle zweier ordentlicher Tagungen des 
Nationalrates - einer Herbst- und einer Früh­
jahrstagung - soll eine ordentlime Tagung, 
zwisehen dem 15. September und dem 15. Juli 
des Folgejahres, treten. Durch diese Regelung soll 
den tatsäehlimen Bedürfnissen parlamentarischer 
Arbeit, denenzufoige seit Jahren zwischen dem 
Ende der Herbsttagung und dem Beginn der 
Frühjahrstagung kaum mehr als einige Tage 
liegen, entsprochen werden. 

Durch die Neufassung der Abs. 2 und 5 des 
Art. 28 B-VG wird sowohl die Verpflichtung des 
Bundespräsidenten, über Verlangen der Bundes­
regierung oder mindestens eines Drittels der Mit­
glieder des Nationalrates oder des Bundesrates 
den Nationalrat zu einer außerordentlimen 
Tagung, als auch die Verpflimtung des Präsiden­
ten des Nationalrates, über Verlangen eines Vier­
tels der Mitglieder des Nationalrates oder der 
Bundesregierung eine SitzuIl{; des Nationalrates 
einzuberufen, präziser formuliert. 

Der neu eingefügte Abs. 6 stellt eine verfas­
sungsgesetzliehe Verankerung der smon bisher 
geltenden Bestimmungen des Gesmäft~ordnungs-

gesetzes des Nationalrates über die Vorgangs­
weise im Falle der Verhinderung aller drei 
Präsidenten dar. Ohne eine solme verfassungs­
gesetzliche Verankerung könnten sich nämlich 
Zweifel ergeben, ob die Bestimmung der Ge­
smäftsordnung, daß im Falle der Verhinderung 
der gewählten Präsidenten der an Jahren älteste 
Abgeordnete den Nationalrat einzuberufen hat, 
auch in der tagungsfreien Zeit anzuwenden ist. 
Gleichzeitig sollen aum die vorgeschlagenen Be­
stimmungen des Geschäftsordnungsgesetzes über 
die Einberufung des Nationalrates für den Fall 
der Erledigung der Amter der Präsidenten des 
Nationalrates eine verfassungsgesetzliche Grund­
lage erhalten. 

Zu Art. I Z. 2 (Art. 31 B-VG): 

Die geltende Fassung des Art. 31 B-VG nimmt 
nicht auf den Umstand Bedacht, daß nidlt nur 
verfassungsgesetzliehe Bestimmungen, sondern 
darüber hinaus in einzelnen Fällen auch Bestim­
mungen des Geschäftsordnungsgesetzes des 
Nationalrates für bestimmte Beschlüsse abwei­
mende Quoren vorsehen. Diesem Umstand 
soll durch die vorgeschlagene Neufassung 
Rechnung getragen werden. 
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Zu Art. I Z. 4 (Art. 55 B-VG): 

Im Art. 55 Abs. 1 soll durch die Einfügung 
einer Bestimmung eine verfassungsgesetzliche 
Grundlage für bereits bestehende einfachgesetz­
liche Regelungen geschaffen werden, wonach dem 
Hauptausschuß durch die Bundesregierung oder 
einen Bundesminister Berichte zu erstatten sind. 

Art. 55 Abs. 2 in der geltenden Fassung be­
stimmt, daß die Mitglieder und Ersatzmitglieder 
des ständigen Unterausschusses des Hauptaus­
schusses ihren Wohnsitz am Sitz des National­
rates haben müssen. Diese gesetzliche Bestimmung 
erscheint überholt und soll aus diesem Grund 
entfallen. 

Zu Art. I Z. 5 (Art. 70 Abs. 3 B-VG): 

Die Neufassung dient in ähnlicher Weise wie 
die des Art. 28 Abs. 2 der Präzisierung der Ver­
pflichtung des Bundespräsidenten, den National­
rat dann zu einer außerordentlichen Tagung 
einzuberufen, wenn er in der tagungsfreien Zeit 
eine neue Bundesregierung bestellt. 

Zu Art. I Z. 6 (Art. 75 B-VG): 

Durch die vorgeschlagene Fassung soll klar­
gestellt werden, daß sich - abgesehen vom Fall 
der Betrauung eines Bundesministers oder eines 
höheren Beamten mit der Vertretung gemäß 
Art. 73 B-VG - ein Bundesminister mit Rück­
sicht auf die Bestimmungen des Art. 78 Abs. 2 
B-VG bei parlamentarischen Verhandlungen 
lediglich durch einen ihm beigegebenen Staats­
sekretär vertreten lassen kann. 

Weiters wird vorgeschlagen, auch die im 
Geschäftsordnungsgesetz vorgesehenen Unteraus­
schüsse der Ausschüsse des Nationalrates im 
Art. 75 B-VG ausdrücklich zu erwähnen. 

Mit Rücksicht darauf, daß die besonderen Be­
stimmungen über die Verhandlungen des Haupt­
ausschusses im Geschäftsordnungsgesetz entfallen 
sollen, ist die Regelung, wonach die Mitglieder 
der Bundesregierung an bestimmten Beratungen 
des Hauptausschusses nur auf besondere Einla­
dung teilzunehmen berechtigt sind, hinfällig. 

Hingegen soll die Teilnahme von Mitgliedern 
der Bundesregierung bzw. von Staatssekretären 
an Verhandlungen des ständigen Unterausschusses 
des Hauptausschusses und der Untersuchungsaus­
schüsse eine besondere Einladung zur Voraus­
setzung haben. 

Im Art. 75 soll ferner neben der grundsätz­
lichen Festlegung des Rechtes .der Mitglieder der 
Bundesregierung und der Staatssekretäre, bei par­
lamentarischen Verhandlungen auf ihr Verlangen 
jedesmal gehört zu werden, bestimmt werden, 
daß die nähere Regelung dieses Rechtes im Bun­
desgesetz über die Geschäftsordnung des Natio-

nalrates bzw. in der Geschäftsordnung des Bun­
desrates zu treffen ist. 

Schließlich bedürfen die in Aussicht genomme­
nen Bestimmungen des § 40 Geschäftsordnungs­
gesetz, wonach die Ausschüsse bzw. Unter aus­
schüsse das Recht haben, durch den Präsidenten 
des Nationalrates die Mitglieder der Bundesregie­
rung um die Einleitung von Erhebungen zu er­
suchen, einer verfassungsgesetzlichen Grundlage, 
die durch Anfügung einer entsprechenden Bestim­
mung im Art. 75 B-VG geschaffen werden soll. 

Zu Art. I Z. 7 (Art. 123 a B-VG): 

Durch diese Bestimmungen soHen - in Hin­
blick auf eine parlamentarische Praxis, wonach 
der Präsident und der Vizepräsident .des Rech­
nungshofes jeweils eingeladen werden, an Ver­
handlungen fiber vom Rechnungshof ersteHte 
Vorlagen und an ·den Auss,chußverhandlungen 
über die den Rechnungshof betreffenden Kapitel 
des Bundesfinanzgesetzentwurfes teilzunehmen -
dem Präsidenten des Rechnungshofes in bezug 
auf Verhandlungen des Nationalrates, seiner Aus­
s·chü~'se und deren Unterausschüsse über die ge­
nannten Vorlagen die gleichen Rechte eingeräumt 
werden wie den Mitgliedern der Bundesregierung. 

Zu Art. I Z. 8 (Art. 124 Abs. 1 B-VG): 

Nach ·der geltenden Rechtslage wird der Präsi­
dent des Rechnungshofes im Falle seiner Verhin­
derung oder im Falle der Erledigung seines Amtes 
vom Vizepräsidenten und dieser unter den glei­
chen Voraussetzungen vom rangältesten Beamten 
des Rechnungshofes vertreten. 

Mit Rücksicht auf die im Art. 123 a vorge­
sehenen Rechte des Präsidenten des Rechnungs­
hofes Ibei parlamentarischen Verhandlungen 
(siehe Art. I Z. 7) soll dem Geschäftsordnungs­
gesetzgeber die Möglichkeit eingeräumt werden, 
die Stellvertretung des Präsidenten des Rech­
nungshofes im Nationalrat abweichend von den 
allgemeinen Bestimmungen des Art. 124 Abs. 1 
B-VG über die Vertretung des Präsidenten des 
Rechnungshofes zu regeln. 

Zu Art. I Z. 9 (Art. 126 b Abs. 4 B-VG): 

Durch ·die vorgeschlagene Fassung soll die ver­
fassun1gsgesetzliche Grundlage für Regelungen im 
Rahmen des Geschäftsordnungsgesetzes geschaffen 
werden, nach denen über Verlangen einer quali­
fizierten Minderheit von Mitgliedern ·des Natio­
nalrates der Rechnungshof besondere Akte der 
Gebarungsüberprüfung ·durchzuführen hat. Mit 
Rücksicht auf die verfassungsgesetzliche Ver­
ankerung dieser Minderheitsrechte soll gleich­
zeitig au~ systematischen Gründen das Recht des 
Nationalrates, den Rechnungshof mit der Durch­
führung besonderer Akte der Geharungsüber­
prüfung zu Ibeauftragen, das bisher in Hinblick 
auf die Stellung des Rechnungshofes gegenfiber 
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dem Nationalrat (Art. 122 Abs. 1 B-VG) nur im 
Rechnungshofgesetz 1948 geregelt war, auCh im 
Bundes-Verfassungsgesetz festgelegt werden. 

Zu Art. I Z. 10 (Art. 126 d B-VG): 

Nach der geltenden Rechtslage hat der Rech­
nungshof über seine Tätigkeit jährlich spätestens 
bis zur ersten Sitzung ·der Heribsttagung dem 
Nationalrat Bericht zu erstatten. Da nunmehr 
anstelle der Her'bst- und Frühjahr·stagung eine 
jährliche ordentliche Tagung -des Nationalrates 
treten soll, ,die nicht vor -dem 15. September be­
ginnen und nicht länger als bis zum 15. Juli des 
folgenden Jahres dauern soll, mußte die gegen­
ständliche Bestimmung der vorgeschlagenen Neu­
regelung angepaßt weräen. Aus Zweckmäßigkeits­
gründen wird vorgeschlagen, als Endtermin für 
die Vorlage des Tätigkeitslberichtes des Rech­
nungshofes an den Nationalrat den 15. Oktober 
vorzusehen. 

Im Art. 126 d Abs. 2 B-VG ist derzeit be­
stimmt, daß -der zuständige Ausschuß des Natio­
nalrates die Verhandlung jedes Rechnungshof­
berichtes binnen sechs Wochen ,durchzuführen 
hat. Da sich diese Frist in der parlamentarischen 
Praxis als nicht angemessen erwiesen hat, soll 
sie auf Verfassungsebene ersatzlos gestrichen und 
dafür im Rahmen des Geschäftsordnungsgesetzes 
eine entsprechende Regelung getroffen werden. 

Zu Art. I Z. 11 (Art. 140 Abs. 1 und 2 B-VG): 

Durch die vorgeschlagene Neufassung soll im 
Abs. 1 das Recht eines Drittels der Mitglieder 
des Nationalrates verankert werden, Bundes­
gesetze wegen Verfassungswidrigkeit beim Ver­
fassungsgerichtshof anzufechten. 

Durch die Anfügung eines Satzes im Abs. 2 
soll die verfassungsrechtliche Grundlage für Ver­
fahrensbestimmungen im Rahmen des Geschäfts· 
ordnungs gesetzes des Nationalrates hinsichtlidl 
dieses Anfechtungsrechtes geschaffen werden. 

5 

Zu Art. I Z. 12 (Art. 141 Abs. 2 B-VG): 

In Ausführung der Bestimmungen des Art. 
141 B-VG über die Zustärudigkeit des Ver­
fassungsgerichtshofes als Wahlgerichtshof sehen 
die geltenden Bestimmungen des § 70 Ahs. 5 Ver­
fassungsgerichtshofgesetz 1953 vor, .daß für den 
FaH einer -erfolgreichen Wahlanfechtung vor dem 
Verfassungsgerichtshof jene Personen, deren 
Wahl durm das Erkenntnis als aufgehoben oder 
als nichtig erklärt anzusehen ist, von dem der 
Zustellung des Erkenntnisses des Verfassungs­
gerichtshofes an den Vorsitzenden des Ibetreffen­
den Vertretunlgskörpers- folgenden Tag den Be­
ratungen dieses Vertretungskörpers fernzubleiben 
haben. 

In Hinblick auf die derzeit geltende National­
rats-Wahlordnung, die jeweils ein ganzes Bundes­
land als Wahlkreis vorsieht, könnte die allfällige 
Aufhebung einer Wahl auch nur für einen Wahl­
kreis die Arbeitsfähigkeit des Nation-alrates be­
ein träch tigen. 

Nam der vOf\gesrulagenen Fassung des Art. 
141 Abs. 2 soll daher im Falle einer Wieder­
holung der Wahl zum Nationalrat oder zu einem 
Larudtag das Mandat der rbetroffenen Mitglieder 
-dieses Vertretungskörpers trotz der erfolgreichen 
Wahlanfechtung unberührt bleiben, und zwar 
bis zu dem Zeitpunkt, in dem der neugewählte 
Abgeordnete das Mandat übernimmt. 

Analog der Regelung ,des Art. 29 Abs. 1 B-VG 
soll die Wiederholungswahl innerhalb von 100 
Tagen erfolgen, wobei diese Frist mit der Zu­
stellung des Erkenntnisses des Verfassungs­
gerichtshofes zu laufen beginnt. Das Er:forderni:s 
der Zustellung und die Frage, wem zuzustellen 
ist, ist bereits im § 70 Abs. 5 Verfassungsgeridits­
hofgesetz 1953 geregelt. 

Durch den Ausdruck "Wiederholungswahl" 
soll klargesteHt werden, daß auch bei gänzlicher 
Wiederholung einer Wahl keine neue Gesetz­
gebungsperiode des so neugewählten Vertretungs­
körpers beginnt. 
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